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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Die Mietzinse stiegen 1984 gegenüber dem Vorjahr wieder leicht an. Die Ursachen für
diese Erhöhung (+ 2.7%) liegen nicht nur bei den Neubauten, deren Mietzins
durchschnittlich fast doppelt so hoch ist wie jener von Alt-Wohnungen, sondern auch
bei den renovierten und modernisierten Wohnungen älteren Datums. Eine
Untersuchung über das Mietwesen in der Schweiz bezeichnete die Wohnversorgung
allgemein als günstig: Die durchschnittliche Mietbelastung beträgt 18 Prozent des
Einkommens und 9/10 der Mieterhaushalte verfügen über ausreichende bis grosszügige
Räumlichkeiten. Allerdings verwies die Studie auch auf eine relativ klar abgrenzbare
Gruppe von Menschen, für welche diese positive Einschätzung nicht zutrifft: Haushalte
mit 4 oder mehr Personen (das sind 12% aller Mieter) leiden oft unter beengten
Wohnraumverhältnissen, was namentlich auf die einseitige Grössenstruktur des
schweizerischen Mietwohnungsbestandes — das Vorherrschen von 3-4-
Zimmerwohnungen — zurückzuführen ist. Ferner sind Haushalte mit niedrigen
Einkommen (insbesondere alleinstehende Pensionierte und jüngere oder grössere
Haushalte) von einer übermässigen Mietbelastung betroffen; diese Gruppen, welche
zusammen 30 Prozent aller Mieter ausmachen, müssen mehr als 1/5 ihres Einkommens
für die Miete aufwenden. 1

ANDERES
DATUM: 31.12.1984
WERNER SEITZ

Sowohl die Anfügung der Dringlichkeitsklausel, wie auch die Schlussabstimmung, war in
beiden Räten nurmehr Formsache. Die zum Beschluss der Dringlichkeit notwendige
qualifizierte Mehrheit wurde im Nationalrat mit 117 gegen 14, im Ständerat mit 29
Stimmen durch Einstimmigkeit errreicht. In den Schlussabstimmungen passierte der
Bundesbeschluss im Nationalrat mit 104 gegen 36 Stimmen und im Ständerat mit einer
Mehrheit von 26 zu 13.
. 2

ANDERES
DATUM: 05.10.1990
DIRK STROHMANN

Mit bösen Prognosen wartete der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband
(SMV) im Falle einer europäischen Integration der Schweiz auf. Das Wegfallen des
schweizerischen «Zinsbonus», d.h. die Angleichung an die in der Europäischen
Gemeinschaft herrschenden Zinssätze, hätte im Extremfall eine Mietzinserhöhung von
über einem Viertel zur Folge. Um der erwarteten Verschlechterung der Situation auf
dem Wohnungsmarkt in den neunziger Jahren zu begegnen, schlug der SMV bei einem
Anstieg des Hypothekarzinses auf über 7 Prozent einen kurzfristigen, vorübergehenden
Überwälzungsstopp vor. Ebenso seien die Überwälzungssätze nach unten zu korrigieren.
Mittelfristig sollte der über fünf bis zehn Jahre geglättete Zinssatz für erste Hypotheken
als Bemessungsgrundlage für zulässige Mietzinserhöhungen herbeigezogen, längerfristig
Kapitalien der zweiten Säule in den Wohnungsbau gelenkt werden. Der Bund wurde
aufgefordert, durch Förderungsmassnahmen den Mehrbedarf an Wohnungen decken zu
helfen sowie durch Besteuerung baureifen Landes zum Verkehrswert der
Baulandhortung entgegenzuwirken. 3

ANDERES
DATUM: 24.06.1992
DIRK STROHMANN

Nach Ansicht des Datenschutzbeauftragten Odilo Guntern sind viele Fragen
auf Anmeldungsformularen bei Wohnungsbewerbungen unnötig und verletzen die
Privatsphäre der Mieter. Guntern erliess im November zuhanden der Vermieter- und
Mieterverbände eine Empfehlung. So soll etwa das Einkommen nur noch in Kategorien
erhoben werden und Fragen, ob sich der Mieter in einer Notlage befinde oder ob er
aufgrund der Verhältnisse auf dem Wohnungsmarkt zum Abschluss des Mietvertrages
gezwngen wurde, nicht mehr erlaubt sein. Ebenso sollen keine Fragen mehr zur
Mitgliedschaft bei einer Mieterschutzorganisation oder zum Bestehen chronischer
Krankheiten des Wohnungsbewerbers gestellt werden dürfen. In einer ersten Reaktion
akzeptierten die Vermieterverbände die als moderat eingestuften Empfehlungen. 4

ANDERES
DATUM: 23.11.1994
EVA MÜLLER
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Nachdem die Hypothekarzinssätze im Frühling auf breiter Front von 4,25 auf 4%
zurückgenommen worden waren, und die Migros Bank ihren Satz auf 3,75% gesenkt
hatte, folgten die Glarner und die Berner Kantonalbanken als erste Staatsinstitute und
reduzierten ihren Richtsatz für erste Hypotheken auf den 1. Februar bzw. 1. April um
einen weiteren Viertel Prozentpunkt. Letztmals lag der Hypothekarzinssatz im Jahre
1958 bei 3,75%; noch tiefer, nämlich bei 3,5%, lag er Ende der vierziger und Anfang der
fünziger Jahre. Ihren letzten Höchststand erreichten die Hypothekarzinssätze im August
1992, als sie doppelt so hoch waren. 5

ANDERES
DATUM: 01.04.1998
URS BEER

Im Herbst erklärte der Bundesrat den Rahmenmietvertrag der Romandie zwischen
Vermietern und Mietern für alle welschen Kantone (ohne den deutschsprachigen Teil
des Wallis) für allgemein verbindlich. So dürfen die von der Vermieterseite verlangten
Garantien (Mietzinsdepot, Kaution) drei Monatsmieten nicht überschreiten, der
Vermieter muss sofort mitteilen, wenn er etwas gegen einen Mietbewerber oder eine
-bewerberin einzuwenden hat, und er muss sich innert 30 Tagen zu von der
Mieterschaft geplanten Renovationen äussern. 6

ANDERES
DATUM: 06.09.2001
MAGDALENA BERNATH

Ein erstes Treffen der nach der bundesrätlichen Stellungnahme zu
Personenfreizügigkeit und Wohnungsmarkt eingesetzten Arbeitsgruppe
„Wohnungspolitischer Dialog“ fand im August statt. Die vom Vorsteher des
Bundesamtes für Wohnungswesen (BWO) geleitete Gruppe setzt sich aus Vertretern der
Kantone Zürich, Genf, Zug, Fribourg, Waadt und Aargau sowie aus Repräsentanten der
Städte Zürich, Basel, Luzern, Nyon, Wädenswil und Lugano zusammen und soll unter
Beizug von Experten in drei Sitzungen die regional unterschiedlichen wohnpolitischen
Herausforderungen und Bedürfnisse erörtern. In einem Ende des Berichtsjahres
erschienenen Zwischenbericht erkannte die Arbeitsgruppe, die sich aus Vertreter von
Regionen mit angespannten Wohnungsmärkten zusammensetzt, ein Auseinanderdriften
zwischen den effektiven Marktindikatoren und der selektiven und überspitzten
Wahrnehmung der Problematik in einigen Kreisen der Bevölkerung. Sie empfahl dem
Bundesrat denn auch, Anreiz-orientierte Massnahmen regulativen Verboten
vorzuziehen. Konkret beantragte sie der Regierung unter anderem, im Rahmen einer
zweiten RPG-Teilrevision die Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus zu prüfen
sowie mittels Änderung des Obligationenrechts die Transparenz auf dem
Mietwohnungsmarkt zu erhöhen. Ferner begrüsste die Arbeitsgruppe die Fortführung
des Dialogs zur eingehenden Behandlung weiterer Themen. 7

ANDERES
DATUM: 23.08.2013
MARLÈNE GERBER

Bei der Überprüfung von 560 Mietparteien von subventionierten Wohnungen stellte die
Stadt Bern im Februar fest, dass etwa die Hälfte der Mietenden nicht alle Kriterien zum
Anspruch auf vergünstigten Wohnraum erfüllten. Die Bundeshauptstadt kündigte
daraufhin 237 Personen das Mietverhältnis und setzte für weitere 61 Mietparteien neue
Mietverträge auf. Der durch die "Schweiz am Sonntag" publizierte Bericht der Berner
Finanzdirektion sorgte für überregionale Schlagzeilen. Ein im Herbst publizierter
Untersuchungsbericht sprach denn auch von einem "schwerwiegenden Mangel"
aufgrund vernachlässigter Kontrollen der Mietverhältnisse zwischen 2001 und 2013. So
wurde beispielsweise nicht überprüft, ob sich die Lebensverhältnisse der Mieterin oder
des Mieters über die Zeit verändert hatten. Die Vorfälle in der Stadt Bern wurden
schweizweit als Einzelfall betrachtet. 8

ANDERES
DATUM: 24.02.2014
MARLÈNE GERBER

Die im Vorjahr eingesetzte und vom BWO koordinierte Arbeitsgruppe
„Wohnungspolitischer Dialog“ bestehend aus Vertretern von Bund, diversen Kantonen
und Orten präsentierte Ende Jahr 2014 ihren zweiten Zwischenbericht mit
Empfehlungen für die zukünftige Wohnungspolitik. Zum einen rät die Arbeitsgruppe
darin den Gemeinden und Regionen, Massnahmen in der Wohnraumförderung bei
periodischer Überprüfung auf ihre Wirksamkeit fortzuführen sowie zusätzliche
Fördermassnahmen zu prüfen. Zum anderen versteht sie die Wohnungspolitik als
Querschnittsaufgabe und plädiert für die Berücksichtigung von Auswirkungen anderer
Politikbereiche wie Steuer-, Verkehrs- oder Standortförderungspolitik auf die
Wohnungsversorgung. Verdichtetes Wohnen sei nach wie vor ein zentrales Thema,
wobei sich dies nicht nur auf die "bauliche Verdichtung" beschränken, sondern auch
die effizientere Nutzung des Wohnraums beinhalten solle. Der Bericht hält Investoren
und Planungsfachleute zur Ausarbeitung von Konzepten an, welche darlegen sollen, wie

ANDERES
DATUM: 17.12.2014
MARLÈNE GERBER
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die Siedlungsentwicklung gegen innen für die Bevölkerung attraktiver gestaltet werden
könnte. Nicht zuletzt wies die Arbeitsgruppe im Bericht darauf hin, dass die in der
Energiestrategie 2050 verlangte Reduktion des Energieverbrauchs nur durch eine
höhere Sanierungsrate erreicht werden könne und empfahl deswegen die Prüfung von
Anreizen zur Förderung energetischer Sanierungen. Mitte Dezember nahm der
Bundesrat den Bericht zur Kenntnis und sprach sich für die Weiterführung des
wohnungspolitischen Dialogs aus. Vorläufig verzichten wolle er aber auf die Einführung
eines Vorkaufsrechts der Gemeinden für nicht mehr benötigte Grundstücke des
Bundes zur Förderung des preisgünstigen oder gemeinnützigen Wohnungsbaus, obwohl
eine Mehrheit der Arbeitsgruppe dies in ihrem Bericht befürwortet hätte. Zur
Begründung verwies der Bundesrat auf im Bericht ebenfalls aufgeführte mögliche
Nachteile, namentlich die fehlende Marktneutralität, den zusätzlichen Aufwand bei den
Gemeinden und Vertragspartnern sowie die ungewisse Marktentwicklung. Einen ersten,
Ende 2013 erarbeiteten Zwischenbericht hatte der Bundesrat bereits im Januar 2014
zur Kenntnis genommen. Bei dieser Gelegenheit hatte sich die Regierung für eine
Revision des Mietrechts ausgesprochen, insbesondere, um die Transparenz auf dem
Mietwohnungsmarkt zu erhöhen. 9
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